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Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Kultur | Postfach 71 24 | 24171 Kiel

An den
Vorsitzenden des Finanzausschusses
des Schleswig-Holsteinischen Landtages
Herrn Lars Harms, MdL
Landeshaus
24105 Kiel

nachrichtlich:
Frau Präsidentin
des Landesrechnungshofs
Schleswig-Holstein
Dr. Gaby Schäfer
Berliner Platz 2
24103 Kiel

über das
Finanzministerium
des Landes Schleswig-Holstein
Düsternbrooker Weg 64
24105 Kiel

Ministerin

Haushaltsentwurf 2025
hier: Überarbeitung von Notkredittiteln im Einzelplan 07

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

im Nachgang zur Erstellung des Haushaltsentwurfs 2025 für den Einzelplan 07 hat sich 
Korrekturbedarf an Notkredittiteln ergeben.
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gesehen und weitergeleitet
Kiel, den 14.10.2024
gez. Staatssekretär Oliver Rabe
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Nach vertiefter Prüfung ist eine Zuordnung folgender Ausgaben zu einem Notkredit 2025 
nicht darstellbar:

0701 – 428 03 Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Notkredit)

0710 – 525 61 MG 61 Fortbildungskosten einschließlich Reisekosten (Notkredit)

0710 – 527 62 MG 61 Reisekostenvergütungen für Dienstreisen (Notkredit)

0710 – 684 50 Zuschüsse für Projekte und Maßnahmen zur Unterstützung von

Schulkindern bei psychosozialen Folgen von Pandemie und Krisen

(Notkredit)

Bei Titel 0710 – 684 40 Einführung von Traumapädagogik an Grundschulen (Notkredit) 
ist mit der Nachschiebeliste zum Haushaltsentwurf 2025 eine Änderung der 
Zweckbestimmung in „Traumapädagogik an Grundschulen“ vorgesehen; der Ansatz i.H.v. 
1.500 T€ soll – in Anlehnung an den Anteil der Ukrainerinnen und Ukrainer an der 
Gesamtzahl Geflüchteter  – in Höhe von 29% dem Notkredit (435 T€) und zu 71% dem 
laufenden Haushalt (1.065 T€) zugeordnet werden. Die Erläuterungen werden 
entsprechend angepasst.

Ich bitte um Kenntnisnahme dieser beabsichtigten Änderungen im Zusammenhang mit 
dem weiteren Verfahren der Haushaltsberatungen.

Mit freundlichen Grüßen

gez.

Karin Prien




